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Die Tätigkeit der Eidg. Kommission für 
Prauenfrageh im Jahr 198O ' . "̂  •' 

I . Sitzungen - , ^ .• , . 

Die «Eidg. Kommission für Frauenfragen 
hat' im Jahr I98O insgesamt 'vier Plenar-
Sitzungen a.bgehalten. (am' ̂6.3 ., 12.6., 
I I . 9.'und 27.11.). Gegenstand der Be-
ratungen und Beschlüsse waren zum- einen 
Band I I I des Berichtes über die Stellung, 
dër FraU in d'ei? Schweiz, 10. AHV-Revi--
sion, UNO-Weltfrauenkonferenz in Kopen-
hagen sowie-Vernehmlassungen zUr Arbeits-
losénversicherung, zum unlauteren' Wett-
bewerb, zur Gesamtenergiekonzeption, 
zur Neuverteilung der Aufgaben zwischen 
Bund und Kantonen, zum andem Diskussion 
verschiedener parlameritarischer Vorstösr 
.se (Postulat Josi Meier-, PostUlat Deneys 
usw.). 

Der GeschäftsaUsschuss traf sich emeut 
zu einem Informationsgespräeh mit den 
Par lamenteirierinnen. 

2. Mitteilungslolatt -"P-Prauenfrageri";  
Dokumentationsstelle ' . -. 

Im nun 4 mal herausgegebenen Bulletin,, ' 
welches mittlerweile eine Auflage von ' 
3'300 Exenplaren erreicht hät, erschienen 
•wiederum !die offiziellen Stellungnahmen -
der Kommission, d.h. zur Arbeitslosenver-
sicherung und zur Gesaratenergiekonzeption, 
ausserdem eine Erwiderung auf die - ' . 
Stellungnahme der•Polizeidirektion des • 
Kantons Bem zum ein Jahr ̂ vorher er-
schienenen Berieht über deri. Strafvollzug 
an Fraueri in der Schweiz, „dazu ein Artikel 
von Hans Reis über die Differenz der 
Löhne von Männern und Frauen-. Im Zusammen-
hang nüt der ÜNO-Weltfrauerikönferenz in 
-Kopenhagen lond dem von den Nieht-gouverne-
mentalen Organisationen organisierten 
FORUM zur Mitte der Dekade-der Frau wurde 
über die" Vorbereitung und die Durchführung 
dieser .Anlâsàe. informiert, worauf die in-^ 
tegrale Publikation des nationalen Teils 

des Weltaktionsplanes sowie anderer 
internationaler Papiere folgte. Neu wird 
in "F" regelmässig eine Uebersicht 
Über die frauenrelevanten Verhandlungen 
der BUndesversämmlung gebracht. 

Nachdem die Dokumentationsstelle im Februar 
in den provisoriseheri Räumlichkeiten am 
Bundesrain 20' dem Publikum zugänglich ge-
macht worden war,, komte sie auf Anfang ' 
September bereits ihren neuen Standort 
im Bundesamt für .Kulturpflege- beziehen, 
wo sie nun im Sekretariat,der Kommission 
integriert i s t . ' 

3. Stellung der Prau iri^der Schweiz -
Recht (Band I I I ) 

Dass Präu und Mann" in den Bereichen 
Bildung, Wirtschaft und Beruf, ..Politik 
und Staat,.Oeffentliches Leben nieht 
gleichberechtigt sirid, ist a.usführlich 
in -Bändel des Berichtes ûbèr die Stellung 
der- Frau in der Schweiz festgehalten, 
der im November 1979 veröffentlicht wiardè. 
(Der Berieht'war in 3'000 deutschen Und 
l'OOO französischen Exenplaren gedrUckt 
und zum.Preis von Fr. 13-- verkauft wor-
den. Er wird demnächst vergriffen sein. -
eine. Neuauflage ist vcjrgesehen). 

Die-Ungleichheiten im Recht, namentlich im 
Bundesrecht, zählt Band I I I -auf, publi-
ziert im Juni I98O. Bei diesem Bericht gin| 
es darum, diejenigen Bestimmungen aufzu-
finden,- wèlche sieh sichtbar, d.h.̂  vom 
Text her, nieht an Frauen und Männer gleicï 
.richten. Leider kom-te nicht näher unter-
sue'ht werden, inwiefern-sich diese unter-
schiedliehen Gesetzesartikel zum Vorteil 
oder zum Nachteil der Frauen auswirken. 
Offen bleiben musste auch die Pragè, welche 
Bestimmungen.sich erst in der praktischen 
Anwendung für Frauen und Männer ungleich.-
auswirken. Der "Katalog der rechtliehen' 
Ungleichheiten" wird ein wichtiges.Hilfs-
• niittel "béî  der Erfüllung eines Gieschlechtei 
gleichheitssatzes der Bundesverfassung' seir 
wie ihn .'der nun von beiden Räten genehmigt« 
Gegenvorschlag zur Initiative • "Gleiche 
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Rechte für Mam und Frau" (so er i n der 
Volksabstimmung angenommen wird) sowie . 
die Motion des Natiönalrates beantragt. 

Der Bericht zeigt auch auf, dass durch 
das gesamte Gesetzeswerk des Bandes ein 
Bild der Frau, und der Familie zieht : 
das Bild der Hausfrau und Mutter, das 
Bild der traditionellen Versorgungsehe 
mit dem .Ehemann als Verdiener, der Ehe-
frau als wirtschaftlich Abhängigen. Die-
ses Grundinuster des "Normalfalles" is t ' 
im heutè noch geltenden Ehereeht f i x i e r t . . 
- es i s t zu-hoffen,'dass die im Gang be-
findliche Revision nicht nur den Partner-
schaft sgedanken fördert, sondem dass' 
auch die übrigen Reehtsgebiete;den neuen 
Grundsätzen im Eherebht angepasst werden; 

, r 

Zu Band I I des Berichtes (Die pèrsô'nliche 
Situation" der Prau - Familie und Familien-
losigkeit) wurden die Unterlagen zusammen-
getragen. Einzelne Gebiete wurdèn von aus-
senstehenden Soziologen bearbeitet: so 
die Situation der alleinstehenden Pi?auen, 
die Entwicklung der Familieristruktureri. • 
Usw. Der Bericht iitird im Sommer 198I er-
sehe ineri. 

4. Arbeit slosenversieherung 

Am 13. Juni 1976 war der neue 'Verfassungs-
artikel 34novies angenommen̂  worden, der 
die Basis für eine moderne Arbeitslosen-
"verSicherung schuf. Von einer.solchen wur- • 
de erwarteit, dass sie erstens einen "brei-
ten Versicherungsschutz gewähre und- zwei-
tens ,durch .Ausbau der Leistungen zu einem 
Instrument zur Verhütung von Arbeitslosig-
keit werde. 

* ' 

Arbeitslosigkeit - nicht unbedingt bei'den 
Arbeitsämtem registrièrte, aber doch Rea-
lität - i s t ein Problem, welches vor allem 
diej'enigen Frauen t r i f f t , welche ,näch 
jahrelangem,familienbedingten Unterbi?uch -
der Berufstätigkeit wieder,ins Erwerbsle-
ben einsteigen möchten. Diese' Gruppe -wur-
de im Vprentwurf eines neuen Arbeitslosen-
-versieherungsgesetzes, nach Auffassung der 
Koinmission, nieht genügend berücksichtigt. 
Die Kanmission hat sieh deshalb i n ihrer 
Vemehnlassung vor allem dafür äusgesproehen, 
dass einerseits Personen, welche unter* Ver-
zicht auf eine eigene ausserhäusliche Er-
werbsfeätigkeit Angehörige pflegen (Kinder, 
Gebrechliche) f r e i w i l l i g der Arbeitslosen- ' 
-Versicherung beitreten kömen; dass ihnen 
anderseits die- ordentliche Rahmenfrist 

für die Beitragszeit erlassen wird. Zur 
Verhütung - von Arbeitslosigkeit müsste da-
zu auch.vorgesehen werden, dass aus der 
Arbeit slosenversicherurig Beitrâgé an 
Kurse.geleistet werden, welche vor allem 
Hausfrauen, nach -einer langjährigen Pause' . 
'im Beruf, wieder auf, die Anforderungen im 
Eirwerbslebeh und auf dem Arbeitsmarkt vor-
bereiten wollen, allenfalls auch berufs-
spezifisehe Auffrischuhgskurse anbieten. 
Auch Teilnehmerinnen dieser Kurse rnüssten 
einen Anspruch auf Unterstützung aus der 
Arbeitsiosenkassè erhalten. 

Ein. anlässlich- einer Plenarsitzung durchge^ 
führtes Hearing mit Leiterinnen solcher 
.Kurse-hat gezeigt, dass dieses.Bedürfnis 
tatsächlich in. sehr hohem Masse besteht. 

5. Gesamtenergiekonzeption -

Kein "Frauenthema", auf -den ersten Blick,-
-sicher, trotzdon hat sich die Kommission-
entschlossen, hiezu ausserhalb des '. 
ordentlichen Vemehmlassungsverfahreris zu-
handen des Bundesamtes für Energiewirt-, 
schäft einige Bemerkungen anzubringen. 

Enèrgiepôlitik i s t ein Teil der Wirtschafts-
p o l i t i k , Wirtschaftspolitik i s t eng ver-
bunden mit der'Gesellschaftspolitik: bei 
.dieser Verbindung zeigt sieh der Arisatz-
punkt der Frauenkoinmission für ihre Ge-
danken zur Energieversorgung der nächsten 
Jahrzehnte. Frauen sind von Aenderungenin 
der wirtschaftlichen Situation eines 
Landes -am ersten betroffen - wié dei? Re-
zessionsbericht gezeigt hat, werden sie ,in 
Krisenzeiten als erste entlassen, werden 
als letzte wieder, bei Bewerbungen be-̂  
rücksichtigt; Frauen bilden eine sehr 
willkommene Resei?ve auf dem Arbeitsrharkt, ' 
die je nach'Bedarf eingesetzt werden kam. 
Geht man davon aus, dass Selbstverwirkl.i-
ehung auch wirb schaftliche Unabhängigkeit ' 
voraussetzt, wird eine gesunde Volks-
wirtschaft,, i n welcher jeder Erwachsène 
einen Arbeitsplatz, findet, zu einer der 
Voraus set zungeri für eine' Welt, i n welchei? 
Mann und Prau gleichberechtigt, sind. Aus 
dieser Sicht müsste män der Wirt'sehaft 
unter allen Umständen zu mögliehst grossem 
Wachstum.verhelfen. . 

Selbstverwirkliehung (von Frau:urid Mann) 
bedingt jedpeh auch eine-bessere.Lebens-
qualität, ein neues Ueberdenken der heute 
geltenden Werte, der bestehenden Gesell-
schaft snormen die -vieif ach durch die wirt-
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'• Schaft liehen ' Produkt ionsbedingungen vorge-
geben erscheinen. Eine Gesamtenergie-
konzeption für die .nâchstéri Jahre, ja 
für .die nächsten Genèrationen Geltung häben 
soll , .darf nieht heute Entscheidungen fäl-
len, die iansei?e gegenwärtigen zum Teil nieht 
unbestrittenen Strukt.uren, zementieren oder 
gewisse Entwieklungen - auch gesellschaftli-
che - als selbstvei?ständlich vorausnehmen. 
Die strikte Tremung der Arbeiten aus-
ser HaUs und in der Familie muss neu 
überlegt werdèn, ihre Aufteilung auf 
Pterin und Frau, das räumliche Auseinan-
derhalten von Arbeitsplätzen und Wohn-
gebieten - alles Erscheinungen, die be- . -< 
-reits heute vielen Leuten Unbehagen be-*, 
reiten - sie dürfen'nicht als .absolute 
Grundlage für die weitere Planung im 
Energiebei?eich dienen. Ej?satz des 
• quantitativen Wachstums durch qualita-
tives darf zumindést nicht bereits 
heute verunmöglieht 'werden. ^ ' 

6. Unlauterer Wettbewerb -

In der ' Vernehmlassung ' zu einem neuen 
UWG schlug die Kommission vor, den Be-
g r i f f des unlauteren Wettbewei'bs weiter 
zu .fassen. Es sollen auch diejenigen Werbe-
bemethoden und -ini-ttel darunter fallen, , 
welche deiii Käufer ein bestimmtes ïtollen-'' 
verhalten ode;r eiri bestimmtes Bild von-
Mam und. Frau äls "-riormal" und rich t i g 
• suggerieren und,ihn damit beim Kauf 
einer Ware oder einèr Dienstleistung von -
rèin sachlichen'Ueberlegungen abhalten. 

7. Postulat Deneys ; 

Die Gewalt 'gegen Fräuen i s t nach wie 
vor ein besorgniserregender' Aspekt der 
spzialen Wirklichkeit, doch fehlen' -
um diesem Üebel besser auf den Grund 
gehen zu kömen - Angaben- über daŝ  Aus-
mass; gerade hier dürfte die Zahl der 
nie bekannt werdenden Fälle diejenigen' 
der'aktenkundigen um.ein-Vielfaches 
übersteigen. Die Kommissipn i s t deshalb 
.daran; im Sime des Postulats, Deneys • 
-Unterlagen .zusammenzusuchen,-um in' e i -
nem Berieht das Problem der Misshandlung 
von Frauen zU' Untersuchen, die vorhande-
nen statistischen Angaben zusammenzu-
stellen und zu überlegen, wie der Gewalt 
gegen Frauen, vorgebeugt werden kam. 

8,. UNOWeltfrauenkonferenz 198O in , 
Kopenhagen 

Im J u l i 1980 hat i t ^ Kopènhagen die' zweite 
UNO-Weltfrauenkonferenz stattgefunden, an 
welcher die Staaten' aufgerufen waren, über 
ihre Fortsehritte i n der Besserstellung 
der E^uèn, über iLhre Schwierigkeiten und 
Hindemisse bei der Realisierung des zu 
Beginn des Jahrzehnts der Frau i n Mexiko 
abgehaltenen Kongresses, konzipierten Welt-
.aktionsprpgrammes'zu berichten.^ Auch die 
Çehweiz war ndt einer Delegation i n Kopen-
hagen; neben Angehör'igen des Eidg,. Departe-
ments .-für auswärtige Angelegenheiten-war , 
auch die F̂ äuenkommission durch ihre' Prä-
sidentin vertreten. Die Kommission hatte 
bereits vorher bei verschiedenen Vprbe-
reitungen mitgearbeitet. In Kopenhagen wur-
de vor -allem der Weltaktionsplan 198O-I985 
ausgearbeitet, der nicht nur unter dem 
dreifacheri Motto dès Jahrzehnts der Frau ' 
"Gleichberechtigung, Entwicklung und 
.Frieden" starid,.sondern als speziell wichti 
Bereiche "Beschäf1:igung, Gesundheit und Aus 
bildurig" berücksichtigen sollte. " • 

Die Konferenz hatte i n den Medien kein 
.sonderlieh gutes Echo, ihr Nutzen wurde 
•vielfach i n Frage gestellt. Einmal mehr 
zeigte sich jedoch, dass gerade interna-'' 
tionale Konferenzen selten ari einem kon-
kreten Ergebnis, .eiriem evidenten Erfolg 
gemèssen werden kömen. Nicht messbar'sind 
a l l die individuellen menschlichen Kontakte 
die während der Konferenz mit Frauén und 
Mämem geknüpft werden kpmten, die in' 
ihren Ländem mit ähnlichen Problemen kön-
fi?onti'ert sind; ebensowenig'messbar war 
aUch ein erstmals manifestiertes Gefühl • 
von Solidarität unter den delegierten ' 
Frauen aller Erdteile,und jeden Altersj wel 
ches als das Ereignis der Konferenz be-. 
trachtet werden kam. Nicht ganz so leicht 
i n eine übliche Berichterstattung aufziu-
nehmen War daneben das Phänomeri, das.s 
Frauen aus allen Teilen der Welt nun ver-, 
suchten, auf ihre vielfach, npeh unübliche 
Weise sich zu äussem und zu agieren. -

Der, Weltaktiönsplan (dessen nationaler Tei] 
in Bulletin "F" 3/8O abgedruckt worden ist] 

. komte nicht im Konsens verabschiedet, wer-
den; auch die^Schweiz enthielt sich zu-
sammen mit den meisten europäischen 
Staaten "der Stimme. Anlässlich der Presse-
konferenz der Schweizer Delegation,wurde 
j.edoch vori deren Leiterin, Frau. Bot- . 
schafter Pometta, bestätigt, dass sich 
unser Land trotzdem fUrderhin an die Rieht-
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Linien' dieses Weltäktionsplaries halten wür- , 
de, dies sowohl bei- internationalen Kon-
ferenzen als auch im innenpolitischen Be-
reich. -Die-Eidg. Kommission für Etauenfra--, 
' gen möchte deshalb Teile dieses gut durch-
dachten Aktionsplanes in dèr Schweiz rea-
lisieren und mit diesem sich nun bietenden 
Instrument -' an der Verbesserung der Stellung _ 
der Prau in der Schweiz- -weiterarbeiten -
gemeinsam mit den zuständigen Behörden, 
Verbänden und^Organisationen - aber, auch 
Interessierte informieren und weitere An-
stösse geben. - . 

Die Kommission bedauerte jed.oeh, dass sieh 
unser Land nicht ̂ zUr Unterzeichnung der 
Konvention über die Nichtdiskriminierung 
der Frau entschliessen komte (aus Gründen; 
auf die wir hier nicht weiter, eingehen, • 
gerade ein derart öffentliches und inter-
Biationales Eintreten für die Respektierung 
' der Menschenwürde dèr Frau hätte aUch für . \ 
die Arbeit im nationalen Bereich neue Im-
pulse gegeben. • . 

9. Volksinitiative "Gleiche Rechte für  
Mam und Prau" - ' 

Diè Eidg. Kommission für Frauenfragen hatte 
sieh bereits im Jahre 1977 in einem Brief 
an den Vorsteher der Eidgi Justiz--und Po-
lizeidepartements (EJPD) einmütig .für' die 
Prinzipien der Initiative ausgesprochen. 
Ein Jahr später, nach ausführlichen Hearings 
mit verschiedenen Experten, bekräftigte sie, 
diese Zustimmung und sprach .sich mehrheitlieh 
äUeh für den Wortlaut des .Volksbegehrens aUs; 
Sollte jedoch aus politischeii' Gründeri eini 
(jegenvorschlag nötig werden (der alle (Grund-
sätze der Initiative auch enthalten müsste), 
-würde sieh die Kommission bereit erklären,, 
an dessen Ausarbeitung zu beteilijgen; -

Die. Kommission war daraufhin iti'der Tat 
nicht unwesentlich ari der Ausarbeitung , 
der Botschaft des Bundesrates und des Gegen-, 
Vorschlages beteiligt; Vertreterinnen der -
Kommission hatten zudon Gelegenl^it, zusam-
men mit Vertreterinnen des Initiativkomitees 
vor der natiönalrätliehen Kommission ihre 
Argumente für einen Gleichberechtigungs-
artikel vorzubringen. ' ' . ,-

Die Verhandlungen' in den Räten erwiesen 
sich als ausserordentlich lebhäft - GrUnd-
rechtsdiskussionen in diesem IMfang'waren 
in den letzten Jahren eher seltén. Es zei-
gte sich, dass heute grundsätzlich niemand 

mehr offen gegen Gleiehberechtiguiig von 
Mam und Prau auftreten kam, doch hatten , 
einige Ratsmitglièder -verschiedene "aber" 
vorzubringen. Etliche Parlamentarier , 
fanden - entjgegen der heut igen, bundes-
-gerichtliehen Praxis - 'BV 4 reiche' für 
die Gleichstellung von Manri und Frau aus, 
andere wiederum-waren der MeinUrig, èin 
VerfassungszUsatz sei überflüssig, das, 
Notwendige lasse sich auf ,dem Gesetzesweg 
rege In.' 

Die massivste Opposition gegen Initiative 
. und Gegenvoi?schlag erwuchs wegen der 
postulierten Drittwirkung des Grundsatzes 
"Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit" 

' - Widerstand zum einen aus rechtstheo-
retischen Gröinden, zum andem weil be-
fürchtet wurde, eine Beui?teilung der - • 
Gleichwertigkeit überfordere die Gerichte 
sachlich, aber äuch quantitatif.'Dem' I r i i - ' 
tiativtext wurde mangelnde Klarheit, vor-
gehalten; ausserdem störte besonders die 
in der Uebèrgangsbestimmung enthaltene 
Frist von 5 Jahren,, in welcher das Gleieh-
heitsprogramm abgeschlossen sein müsstte, ' 
sowie die explizite Erwähriung der Dritt-
wirkung. Mit Ausnahme, der Linksparteien 
sprachen sich schliesslich fast- alle 
Fi?aktionen gegen den Initiati-vtext und 
für den Gegenvorschlag.aus. Nachdem so-
.wohl im National- als auch im Ständerat 
Einzelanträge (vorwiegend zur Verwässerung 
'.oder Aufschiebung der Lohngleichheit) 
zurückgezogen oder abgelehnt worden waren, 
beschlossen . beide Kammem, Volk und 
Ständen den Gegenvorschlag zur Annahme, 
die Initiative zur Ablehnung zu enpfehleri. 

Eine Motion der Nationalratskpmmission, wo-
nach der Bundesrat beauftragt wird, im 
Interesse der Gleichberechtigung von Mam 

' und Frau einen Katalog "ungleich be-
handelnder". Normen aufzustellen,, ein Recht-
setzungsprogramm ZU/konzipieren sowie 
dieses nach sachlichen, zeitliehen und ' 
finanziellen Prioritäten zu ordnen, wurde 
in beiden'Räten diskussionslos überwiesen. 
In dieser Motion wird die Eidg. Kommission 
für Prauenfragen als ein- dem Bundesrat 
zur Verfügung stehendes Instrument" ge-
nannt, welche zur Realisierung der Gleieh-
berechtigurig auf Gesetzesebene benutzt 
werden sollte. ' 

In den parlamentarischen Beratungen ist 
der Gegen-vorschlag des Bundesrates nicht 
verändei?t worden.; darin sind die Prin-
.zipien der Initiative-im Wesentlichen ent-



28 

halten. Das Lohngleiehheitsprinzip und sei-
ne Wirkung unter Privaten wurde spwohl; im . 
Nationalrat als auch im Ständerat von Bundes-
rat Purgier als Selbstverständlichkeit, dar-
" gestellt. .- . 

Mit der Ueberweisung der nätionalrätliehen 
Motion seheint dazu auch Gewähr für eine 
speditive Bèhandlung der Gesetzesrevision 
garantiert; Aus diesen Gründen hat sich- • 
das Initiativkomitee am 12. Oktober'I98O 
entschlossen, die In i t i a t i v e zurückzuziehep, 
um damit zumindest das Risiko eines doppelten 
Neins.in der VPlksabstimmung auszusehliessen. 

10. Ausblick auf 1981 

Nach den Teilen I "und I I I des Berichts über 
die Stellung der Prau in, der Schweiz, soll 
1981 Teil. I I -erscheinen; 'er i s t der Familie 
und andem Formen des . Zusammenlebens gewid-
met. Den Abschluss des .Gesamtgemäldes der 
helvetischen Condition féininine wird Teil ' IV 
bilden: ein Bild der politischen, künstleri-
schen, publizistischen Reaktionen seit 1975 
auf. die Diskrimination, der Frau.' - * 

In Ausführung des Weltaktionsprogramms 198I-
1985 der UNO-Weltfrauenkoriferenz i n Kopen-
hagen arbeitet die Kommission unter Einbe-
zug aller kbnpetenten und interessierten 
iû?eise einen schweizerischen Plan aus. 

In.Ausführung eines Postulats Deneys 
wird berichtet über das AusmaSs der 
Gewalt gegen' Frauen in unserem Land und • 
versucht, Massnahmen dagegen vorzuschla-
gen.-

Zuhanden des Sonderausschusses 'der Eidg.' 
AHy-Kommission wü?d dargelegt, i n 
welchem Sirine die ,ÄHV- den berechtigten 
Wün'schen der weibliehen Bevölkerung 
anzupassen i s t . ' ' 

In ihrem letztjährigen Tätigkeitsbericht 
über die. ersten -vier Jahrè hatte die 
Kommission "bemängelt",- dass der Bundes-, 
rat bis -änhin das neue Konsultativorgan 
für Frauenfrägen*.selten benutzt hatte. 
Dies hat sich nun geändert:, vermehrt wur-
de die Kommission zu Einzelfragen an-
gesprochèn, vermehrt.hat sie Aufträge 
zur Ei'ledigurig'-'übei?tragen erhalten 
(Postulat Deneys), vermehrt erhielt 
damit dié Konmission den Eindruck, im 
Entseheidungsprozess des Bundesrates i n -
tegriert und.akzeptiert zu sein, was • : 
ja doch die Gründlage dazu bildet,; über-
haupt effizient weiterarbeiten zu kömen. 

Eng damit Verbunden i s t der Beitrag, den die 
Kommission zur Ausführung der Motion des 
'Nationalrats betreffend Gleiche Rechte für 
Mam und Frau leistet (vgl.' Seite 27)-. 

Wem dei? Bericht über, Einsatzmöglichkeiten 
der Frauen in der Gesamtverteidigung er-
schienen i s t , wird die Koirpission dazu 
Stellung nehmen. 

Die In i t i a t i v e zum Schutz^der Mutterschaft' 
.ist ein weiteres Thema der Kommission, im 
Jahr 1981. M Sime bereits geäusserter 
Vorstellungen wird' zur Behandlung des Volks-
begehrens eine Zusammenarbeit mit dem zu-
ständigen 'Hondesamt für Sozialversicherung ' 
angestrebt. • * 

Nach zweijährigem Uriterbrueh werden die 
Postuiate für einen sinn-völleren'Straf-
vollzug an Präuen konkretisiert. Zuerst 
geht es um mehr Möglichkeiteri einer besseren 
. Allgemein- und Berufsbildung. .Beim Aufst;ellen 
entsprechender Modelle bezieht die Kommission 
Spezialisten des Strafvollziags, der Sozial-
arbeit sowie der Erwachsenenbildung ein. 


